
Tenor 

1. Art. 8 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang II Teil II der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten 
der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr ist dahin auszulegen, dass die 
Information über die wichtigsten Anschlussverbindungen neben 
den fahrplanmäßigen Abfahrtszeiten auch die Bekanntgabe von 
Verspätungen oder Ausfällen der Anschlusszüge umfassen muss, 
unabhängig davon, welches Eisenbahnunternehmen diese Züge 
bereitstellt. 

2. Art. 8 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang II Teil II der Ver­
ordnung Nr. 1371/2007 sowie Art. 5 in Verbindung mit An­
hang II der Richtlinie 2001/14/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2001 über die Zuweisung von 
Fahrwegkapazität der Eisenbahn und die Erhebung von Entgelten 
für die Nutzung von Eisenbahninfrastruktur in der durch die 
Richtlinie 2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2004 geänderten Fassung sind dahin aus­
zulegen, dass der Infrastrukturbetreiber verpflichtet ist, den Eisen­
bahnunternehmen in diskriminierungsfreier Weise Echtzeitdaten 
der von anderen Eisenbahnunternehmen betriebenen Züge zur Ver­
fügung zu stellen, sofern es sich bei diesen Zügen um die wich­
tigsten Anschlussverbindungen im Sinne von Anhang II Teil II der 
Verordnung Nr. 1371/2007 handelt. 

( 1 ) ABl. C 173 vom 11.6.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
November 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Audiencia Provincial de Barcelona — Spanien) — Joan 
Cuadrench Moré/Koninklijke Luchtvaart Maatschappij NV 

(Rechtssache C-139/11) ( 1 ) 

(Luftverkehr — Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für 
Fluggäste — Nichtbeförderung, Annullierung oder große 

Verspätung von Flügen — Ausschlussfrist) 

(2013/C 26/10) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Audiencia Provincial de Barcelona 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Joan Cuadrench Moré 

Beklagter: Koninklijke Luchtvaart Maatschappij NV 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Audiencia Provincial de Barce­
lona — Auslegung der Art. 5 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 
261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- 
und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nicht­
beförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von 

Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 
(ABl. L 46, S. 1) — Keine Klagefristen — Art. 35 des Über­
einkommens zur Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften 
über die Beförderung im internationalen Luftverkehr (Überein­
kommen von Montreal), angenommen durch Beschluss des Ra­
tes vom 5. April 2001 (ABl. L 194, S. 38) — Anwendbares 
Recht 

Tenor 

Die Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung 
für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der 
Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von 
Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 ist 
dahin auszulegen, dass sich die Frist, innerhalb deren Klagen auf 
Zahlung der in den Art. 5 und 7 dieser Verordnung vorgesehenen 
Ausgleichsleistung erhoben werden müssen, nach den Vorschriften der 
einzelnen Mitgliedstaaten über die Klageverjährung bestimmt. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 18.6.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 6. 
Dezember 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Arbeitsgerichts München — Deutschland) — Johann Odar/ 

Baxter Deutschland GmbH 

(Rechtssache C-152/11) ( 1 ) 

(Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf — Richtlinie 
2000/78/EG — Verbot jeder Diskriminierung wegen des Al­
ters und einer Behinderung — Entlassungsabfindung — 
Sozialplan, der die Minderung des Abfindungsbetrags für 

behinderte Arbeitnehmer bei Entlassung vorsieht) 

(2013/C 26/11) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Arbeitsgericht München 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Johann Odar 

Beklagte: Baxter Deutschland GmbH 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Arbeitsgericht München — 
Auslegung der Art. 1, 6 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a und 16 der 
Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur 
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung 
der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, 
S. 16) — Nationale Regelung, nach der rentennahe Jahrgänge 
von Leistungen eines betrieblichen Sozialplans ausgeschlossen 
werden können — Verbot jeder Diskriminierung aufgrund des 
Alters
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Tenor 

1. Art. 2 Abs. 2 und Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des 
Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäf­
tigung und Beruf sind dahin auszulegen, dass sie einer Regelung 
eines betrieblichen Systems der sozialen Sicherheit nicht entgegen­
stehen, die vorsieht, dass bei Mitarbeitern, die älter als 54 Jahre 
sind und denen betriebsbedingt gekündigt wird, die ihnen zuste­
hende Abfindung auf der Grundlage des frühestmöglichen Renten­
beginns berechnet wird und im Vergleich zur Standardberech­
nungsmethode, nach der sich die Abfindung insbesondere nach 
der Dauer der Betriebszugehörigkeit richtet, eine geringere als die 
sich nach der Standardmethode ergebende Abfindungssumme, 
mindestens jedoch die Hälfte dieser Summe, zu zahlen ist. 

2. Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 2000/78 ist dahin auszulegen, dass 
er einer Regelung eines betrieblichen Systems der sozialen Sicher­
heit entgegensteht, die vorsieht, dass bei Mitarbeitern, die älter als 
54 Jahre sind und denen betriebsbedingt gekündigt wird, die ihnen 
zustehende Abfindung auf der Grundlage des frühestmöglichen 
Rentenbeginns berechnet wird und im Vergleich zur Standard­
berechnungsmethode, nach der sich die Abfindung insbesondere 
nach der Dauer der Betriebszugehörigkeit richtet, eine geringere 
als die sich nach der Standardmethode ergebende Abfindungssum­
me, mindestens jedoch die Hälfte dieser Summe, zu zahlen ist und 
bei der Anwendung der alternativen Berechnungsmethode auf die 
Möglichkeit, eine vorzeitige Altersrente wegen einer Behinderung 
zu erhalten, abgestellt wird. 

( 1 ) ABl. C 204 vom 9.7.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 29. 
November 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Consiglio di Stato — Italien) — Econord Spa/Comune di 
Cagno (C-182/11), Comune di Varese, Comune di Solbiate 

(C-183/11), Comune di Varese 

(Verbundene Rechtssachen C-182/11 und C-183/11) ( 1 ) 

(Öffentliche Dienstleistungsaufträge — Richtlinie 2004/ 
18/EG — Öffentlicher Auftraggeber, der über eine rechtlich 
von ihm getrennte beauftragte Einrichtung eine Kontrolle wie 
über seine eigenen Dienststellen ausübt — Keine Verpflich­
tung, ein Vergabeverfahren nach den Vorschriften des Unions­
rechts durchzuführen („In-house“-Vergabe) — Von mehreren 
Gebietskörperschaften gemeinsam kontrollierte beauftragte 
Einrichtung — Voraussetzungen für die Anwendbarkeit einer 

„In-house“-Vergabe) 

(2013/C 26/12) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Econord Spa 

Beklagte: Comune di Cagno (C-182/11), Comune di Varese, Co­
mune di Solbiate (C-183/11), Comune di Varese 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato (Italien) — 
Auslegung der Art. 49 AEUV und 56 AEUV — Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge — Betrauung ohne 
Ausschreibung — Konzession des städtischen Gesundheitsdiens­
tes durch zwei öffentliche Behörden ohne eine formelles Ver­
fahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge an eine Aktiengesell­
schaft, an denen die konzessionierenden Behörden eine Kapital­
beteiligung haben — Keine wirksame Kontrolle der beauftragten 
Gesellschaft durch eine dieser öffentlichen Behörden 

Tenor 

In einem Fall, in dem mehrere öffentliche Stellen in ihrer Eigenschaft 
als öffentliche Auftraggeber gemeinsam eine Einrichtung zur Erfüllung 
ihrer Gemeinwohlaufgabe errichten oder eine öffentliche Stelle einer 
solchen Einrichtung beitritt, ist die durch die Rechtsprechung des Ge­
richtshofs der Europäischen Union aufgestellte Voraussetzung für die 
Befreiung dieser Stellen von ihrer Verpflichtung, ein Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Aufträge nach den Vorschriften des Unionsrechts 
durchzuführen, nämlich dass diese Stellen über die Einrichtung gemein­
sam eine Kontrolle wie über ihre eigenen Dienststellen ausüben, erfüllt, 
wenn jede dieser Stellen sowohl am Kapital als auch an den Leitungs­
organen der Einrichtung beteiligt ist. 

( 1 ) ABl. C 211 vom 16.7.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
November 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundesgerichtshofs — Deutschland) — Brain Products 
GmbH/BioSemi VOF, Antonius Pieter Kuiper, Robert Jan 
Gerard Honsbeek, Alexander Coenraad Metting van Rijn 

(Rechtssache C-219/11) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Medizinprodukte — Richt­
linie 93/42/EWG — Anwendungsbereich — Auslegung des 
Begriffs „Medizinprodukt“ — Für nichtmedizinische Zwecke 
vertriebenes Produkt — Untersuchung eines physiologischen 

Vorgangs — Freier Warenverkehr) 

(2013/C 26/13) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Brain Products GmbH
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